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Die Energiewende: ein wichtiger Beitrag zum 
Klimaschutz 
 
 
 

 

 Klimaschutzziele der Bundesregierung: Verringerung 
der CO2-Emissionen um 55 Prozent bis 2030 und 80 - 
95 Prozent bis 2050 (gegenüber 1990) 

 Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien leistet 
hierfür wichtigen Beitrag 

 Anteil der erneuerbaren Energien am 
Bruttostromverbrauch 2016 bereits bei knapp 32 
Prozent 
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Die Energiewende: eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe 
 

 Um die Energiewende umfassend in der Gesellschaft 
zu verankern, sollten sich möglichst viele Akteure an 
ihr beteiligen 
 Hauseigentümer können bereits heute von Solarstrom vom 

eigenen Dach profitieren (Eigenversorgungsprivileg) 

 Mietern hingegen ist dies bislang nicht in vergleichbarem 
Maße möglich 

 Ziel des Mieterstromstromgesetzes: Mieter stärker an 
der Energiewende beteiligen 
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Was ist Mieterstrom? 

 Strom, der in Solaranlagen auf dem Dach eines 
Wohngebäudes erzeugt und an Letztverbraucher 
(insbesondere Mieter) in diesem Gebäude oder in 
Wohngebäuden und Nebenanlagen im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang ohne Netzdurchleitung 
geliefert wird 

 Mieterstrommodelle sind auch mit KWK-Anlagen 
möglich. KWK-Mieterstrom ist jedoch nicht 
Gegenstand des Mieterstromgesetzes (Ausnahme: 
Messregelungen) 
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Umsetzungsfragen bei Mieterstrom 
 
 
 

 Vermieter kann sich bei Erzeugung und Lieferung des 
Mieterstroms Dritter (bspw. Energiedienstleister) 
bedienen 

 Nicht verbrauchter Mieterstrom wird in das Netz der 
allgemeinen Versorgung eingespeist 

 Falls kein Mieterstrom geliefert werden kann: 
Mieterstromkunden werden mit am Strommarkt 
beschafftem Zusatz- und Reservestrom versorgt 
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Wirtschaftliche Erwägungen bei Mieterstrom (1) 

 Bei Mieterstrom fallen einige Kostenbestandteile im 
Vergleich zum Strombezug aus dem Netz nicht an: 
 Netzentgelte 

 An die Netzentgelte geknüpfte Umlagen 

 Stromsteuer 

 Konzessionsabgabe 

 Wirtschaftlicher Vorteil: derzeit etwa 11 Cent / kWh 
Mieterstrom 

 Zusätzlich: Einnahmen aus dem Verkauf des 
Mieterstroms 
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Wirtschaftliche Erwägungen bei Mieterstrom (2) 

 Kosten bei Mieterstrommodellen 
 Vertrieb 

 Messwesen 

 Abrechnung (einschließlich Stromkennzeichnung) 

 Befund 
 In vielen Fällen reicht der bestehende wirtschaftliche Vorteil 

für eine Umsetzung wirtschaftlich tragfähiger 
Mieterstromprojekte nicht aus (Schlussbericht Mieterstrom, 
S. 43) 
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Status Quo 

 Insbesondere in Städten bleiben viele Dachflächen 
von Häusern ungenutzt, obwohl sie sich für die 
Stromerzeugung durch Solaranlagen eignen 
 Mieter haben nur selten die Möglichkeit, Solarstrom vom 
eigenen Dach zu beziehen 
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Ziele des Mieterstromgesetzes 

 Stärkere Beteiligung von Mieterinnen und Mietern an 
der Energiewende  
 Durch einen zusätzlichen finanziellen Anreiz für die 

Umsetzung von Mieterstromprojekten 
(Mieterstromzuschlag) 

 Neue Impulse für den Ausbau der Stromerzeugung 
durch Solaranlagen 
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Leitgedanken des Mieterstromgesetzes 

 Attraktivität von Mieterstrom steigern 
 Für Mieter und Vermieter 

 Verteilungswirkungen begrenzen 
 Denn: Die Mieterstromförderung wird durch die Gesamtheit 

der Stromverbraucher finanziert 

 Verbraucher schützen 
 Gewährleistung der Lieferantenwahlfreiheit auch bei 

Mieterstromprojekten 
 Verbraucherschutz durch Wettbewerb 
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Kernpunkte des Mieterstromgesetzes 

 Der Mieterstromzuschlag: eine neue 
Veräußerungsform im EEG 

 §21 Absatz 3 Satz 1 EEG 2017: 
„Der Anspruch auf die Zahlung des Mieterstromzuschlags nach§19 
Absatz 1 Nummer 3 besteht für Strom aus Solaranlagen mit einer 
installierten Leistung von insgesamt bis zu 100 Kilowatt, die auf, an oder 
in einem Wohngebäude installiert sind, soweit er an einen 
Letztverbraucher geliefert und verbraucht worden ist 

1. innerhalb dieses Gebäudes oder in Wohngebäuden oder 
Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit diesem Gebäude und 

2. ohne Durchleitung durch ein Netz.“ 
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Der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag (1) 
 
 
 
 

 Anspruch des Anlagenbetreibers gegen Netzbetreiber 

 Dauer des Anspruchs: 20 Jahre (§25 Satz 1 EEG 2017) 

 Solaranlagen bis 100 kW installierte Leistung 

 Zuschlag je gelieferter und verbrauchter 
Kilowattstunde Mieterstrom 
 Stromlieferung <-> Eigenversorgung (§3 Nr. 19 EEG 2017) 

 Mögliche Adressaten der Stromlieferung  
 Mieter; Wohnungseigentümer, soweit keine Eigenversorgung vorliegt 

 Wohnraummieter; Gewerbemieter, wenn die Gebäudefläche zu 
mindestens 40 Prozent dem Wohnen dient 
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Der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag (2) 
 
 Lieferung von Mieterstrom ist in vollem Umfang 

EEG-umlagepflichtig (§60 Absatz 1 Satz 1 EEG 2017) 
 Mieterstromlieferant ist 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen (§3 Nr. 20 EEG 2017) 

 Räumlicher Anwendungsbereich 
Lieferung und Verbrauch  

 in dem Wohngebäude der Erzeugung oder 

 in Wohngebäuden oder Nebenanlagen im unmittelbaren räumlichen 
Zusammenhang mit dem Wohngebäude der Erzeugung ohne 
Netzdurchleitung ( Anknüpfung an räumlichen 
Anwendungsbereich der Eigenversorgung,§3 Nr. 19 EEG 2017) 
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Der Anspruch auf den Mieterstromzuschlag (3) 
 
 Anspruch auf den Mieterstromzuschlag besteht nur 

für Solaranlagen, die mit oder nach Inkrafttreten des 
Mieterstromgesetzes (25. Juli 2017) in Betrieb 
genommen worden sind (§100 Absatz 7 Satz 1 EEG 
2017) 

 Die Europäische Kommission hat die 
Mieterstromförderung am 20. November 2017 
beihilferechtlich genehmigt 

 

14 



Berechnung der Anspruchshöhe (1) 

 Anknüpfung an Sätze der Einspeisevergütung für 
Solaranlagen abzüglich 8,5 Cent / kWh 

 Ausgangspunkt: Anzulegende Werte nach§48 Absatz 2 EEG 
2017 (§23b Absatz 1 EEG 2017) 

 Abschlag von 8,5 Cent / kWh (§23b Absatz 1 EEG 2017) 

 Abschlag von 0,4 Cent / kWh (§23 Absatz 3 Nummer 4 
i.V.m.§53 Satz 1 Nummer 2 EEG 2017) 

 Einbeziehung des Mieterstromzuschlags in den 
„atmenden Deckel“ nach§49 EEG 2017  
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Berechnung der Anspruchshöhe (2) 

 

 

 

 

 

Ebenso wie die Einspeisevergütung berechnet sich der 
Mieterstromzuschlag anteilig anhand der 
unterschiedlichen Leistungsklassen (vgl.§48 Absatz 2 
EEG 2017) 
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Leistungsklasse 

Einspeisevergütung für 
Solaranlagen 

(Inbetriebnahme ab 
01.02.2018) 

Mieterstromzuschlag 

Bis 10 kW 12,20 Cent / kWh 3,70 Cent / kWh 

Über 10 kW bis 40 kW 11,87 Cent / kWh 3,37 Cent / kWh 

Über 40 kW bis 100 kW 10,61 Cent / kWh 2,11 Cent / kWh 



Begrenzung der Verteilungswirkungen 
 
 Mieterstromlieferungen sind in vollem Umfang EEG-

umlagepflichtig (s.o.) 
  EEG-Finanzierung ist weiterhin auf viele Schultern 

verteilt 

 Begrenzung des durch den Mieterstromzuschlag 
förderfähigen Zubaus auf 500 MW pro Jahr (§23b 
Absatz 3 und 4 EEG 2017) 
 Dieser Förderdeckel wird Prognosen zufolge nicht 

ausgeschöpft 
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Einspeisevergütung versus Mieterstromzuschlag  
Einspeisevergütung Mieterstromzuschlag 

Anspruchsinhaber Anlagenbetreiber 

Förderfähige Anlagen 
EE-Anlagen bis 100 kW 

installierte Leistung 
Solaranlagen bis 100 kW 

installierte Leistung 

Voraussetzung der Förderung 
Einspeisung ins Netz der 
allgemeinen Versorgung 

Lieferung an Letztverbraucher 
(Mieter) im Haus der Erzeugung 

oder im unmittelbaren 
räumlichen Zusammenhang* 

Förderhöhe nach Anlagengröße Ja (größere Anlagen haben geringeren Förderbedarf) 

Fördersatz Einspeisevergütung Ca. 2,8 - 3,8 Cent / Kilowattstunde 
(deutlich geringer als Einspeisevergütung) 

Begrenzung der Förderung 

1) Degression nach Zeitpunkt 
der Inbetriebnahme 

2) Maximal 52 Gigawatt 
Solaranlagen förderfähig  

wie bei Einspeisevergütung; 
zusätzlich: maximal 500 MW pro 

Jahr 

*Mieterstromlieferungen sind in vollem Umfang EEG-umlagepflichtig.  
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EEG-Mieterstrom in der Stromkennzeichnung 

 Wurde EEG-Mieterstrom geliefert, ist er als eigene 
Stromeigenschaft auszuweisen (§42 Absatz 1 
Nummer 1 EnWG) 

 Ausweisung von EEG-Mieterstrom in der 
Stromkennzeichnung gemäß§78 Absatz 7 EEG 2017 
 Verteilung der in einem Kalenderjahr verbrauchten 

Mieterstrommenge auf die jeweiligen Mieterstromkunden  

 nach dem Verhältnis ihrer Jahresverbräuche 
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Ein Rechtsrahmen für Verbraucherschutz durch 
Wettbewerb 
  

 Eine wesentliche Eigenschaft des liberalisierten 
Strommarktes ist die Lieferantenwahlfreiheit 

 Sie muss auch bei Mieterstromprojekten gewährleistet 
sein  Ein Stromverbraucher muss die Entscheidung 
für oder gegen den Bezug von Mieterstrom frei treffen 
können 

 Das setzt Anreize, einen Teil der Förderung über 
wettbewerbsfähige Preise an Mieter weiterzugeben 
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Anforderungen an Mieterstromverträge  
(§42a EnWG) 
  

 Der Mieterstromvertrag darf nicht Bestandteil des 
Mietvertrags sein (§42a Absatz 2 Satz 1 EnWG) 
 Ausnahmen für bestimmte Mietverhältnisse (§42a Absatz 2 

Satz 5 EnWG)  

 Rechtsfolgen eines Verstoßes:§42a Absatz 2 Sätze 2 bis 4 
EnWG 

 Der Mieterstromvertrag muss auch die Versorgung 
des Kunden mit Zusatz- und Reservestrom vorsehen 
(§42a Absatz 2 Satz 6 EnWG) 
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Anforderungen an Mieterstromverträge  
(§42a EnWG) 
  

 Höchstlaufzeit eines Mieterstromvertrags: ein Jahr 
(§42a Absatz 3 Satz 1 EnWG) 
 Eine stillschweigende Verlängerung des 

Mieterstromvertrags ist aber möglich (vgl.§42a Absatz 3 
Satz 2 EnWG) 

 Der Preis für den Mieterstrom und den Zusatz- und 
Reservestrom darf 90 Prozent des örtlichen 
Grundversorgungstarifs nicht übersteigen (§42a 
Absatz 4 EnWG) 

22 



Regelungen zur Messung 

 Neufassung des§20 Absatz 1d EnWG 
 Gilt für Mieterstrommodelle (auf Grundlage des EEG / 

KWKG) ebenso wie in allen anderen Fällen von 
Kundenanlagen mit Summen- und Unterzählern 

 Satz 1: Netzbetreiber hat Summenzähler und 
bilanzierungsrelevante Unterzähler bereitzustellen 

 Der Rechtsrahmen des Mieterstromgesetzes lässt das 
Summenzählermodell zu 

 Perspektivisch ist die Verwendung intelligenter 
Messsysteme geboten (vgl.§21 Absatz 3 Satz 4 EEG)  
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
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